
   1 

2 M 62/18  

Schlichtungsstelle  
nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz 

der Ev. Kirche von Westfalen 
- 2. Kammer - 

  ---------------------------------------------------------------- 

 

 

B e s c h l u s s 

 

in Sachen 

 

Mitarbeitervertretung der xxx 

- Antragstellerin - 

 
Verfahrensbevollmächtigter: xxx 

 
gegen 

 
 

Dienststellenleitung xxx 

- Antragsgegnerin - 

 

hat die 2. Kammer ohne mündliche Verhandlung wegen der Eilbedürftigkeit der Sache 

am 21.09.2018 durch ihren Vorsitzenden, Herrn Schierbaum, beschlossen:  

 

 

Die Dienststelle wird verpflichtet, es zu unterlassen, den Mitarbeiter Xxx als 

Betreuungsassistent in der Einrichtung zu beschäftigen, bis die Zustimmung der 

Mitarbeitervertretung erteilt ist, als erteilt gilt oder durch das Kirchengericht 

ersetzt ist. 
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Gründe: 

 

A. 

 

Im vorliegenden Verfahren macht die Mitarbeitervertretung die Unterlassung der 

Beschäftigung eines Mitarbeiters im Wege der einstweiligen Verfügung geltend. 

 

Die Dienststelle betreibt drei Altenwohnheime. 

 

In der Dienststelle ist eine Mitarbeitervertretung gebildet, die für alle Altenwohnheime 

zuständig ist. 

 

Seit geraumer Zeit streiten die Beteiligten über die Durchführung von Monats-

dienstplänen in den von der Dienststelle betriebenen Altenwohnheimen. Dabei kam es 

in der Vergangenheit zu mehreren Verfahren zwischen den Beteiligten über die 

Zustimmung der Mitarbeitervertretung zu den von der Dienststelle vorläufig in Kraft 

gesetzten Dienstplänen. Den Anträgen der Dienststelle auf Erlass einer einstweiligen 

Verfügung, mit denen die vorläufige Duldung der Durchführung der jeweiligen 

Monatsdienstpläne begehrt wurde, wurde im Wesentlichen stattgegeben (vgl. 2 M 

88/16, 2 M 20/17, 2 M 69/17, 2 M 91/17, 2 M 102/17, 2 M 24/18). 

 

Anfang Juli 2018 wurden der Mitarbeitervertretung die Dienstpläne für August 2018 

zur Zustimmung vorgelegt. Die Mitarbeitervertretung verlangte am 12.07.2018 die 

mündliche Erörterung darüber. Mit E-Mail vom 17.07.2018 lehnte die Dienststelle eine 

mündliche Erörterung mit der Begründung ab, sie sei zurzeit nicht zielführend. Die 

Mitarbeitervertretung beschloss daraufhin am 18.07.2018, die Zustimmung zu allen 

Dienstplänen zu verweigern.  

 

Zeitlich parallel lief zwischen den Beteiligten ein Mitbestimmungsverfahren im xxx 

wegen der Einführung neuer Dienstzeiten. Die Mitarbeitervertretung verlangte auch 

insoweit mündliche Erörterung. Die Dienststelle war jedoch nur zu einer schriftlichen 

Erörterung bereit. Daraufhin beendete die Dienststelle am 18.07.2018 die Erörterung. 

 

Mit dem am 23.07.2018 bei der erkennenden Schlichtungsstelle eingegangenen 

Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung machte die Dienststelle die vorläufige 

Duldung der Durchführung der Monatsdienstpläne für August 2018 für die betroffenen 

Altenwohnheime geltend – 2 M 56/18 -. Gleichzeitig leitete sie ein Zustimmungs-

ersetzungsverfahren bei der erkennenden Schlichtungsstelle – 2 M 58/18 – ein, über 

das noch nicht entschieden ist.  
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Im Verfahren 2 M 56/18 schlossen die Beteiligten im Anhörungstermin vor der 

Schlichtungsstelle vom 23.08.2018 folgenden Vergleich: 

 

 „1) Die Beteiligten sind sich darüber einig, dass das Recht der 

Mitarbeitervertretung, eine mündliche Erörterung zu beantragen, unberührt 

bleibt. 

 

2) Die Mitarbeitervertretung wird zukünftig bei Beantragung einer mündlichen 

Erörterung den zu besprechenden Themenkreis näher benennen und etwaige 

Bedenken für den Anlass der Erörterung möglichst konkret mitteilen. 

 

3) Die Beteiligten sind sich darüber einig, dass über die beantragte Zustimmung 

der Mitarbeitervertretung zu den Dienstplänen betroffenen Altenwohnheime für 

September 2018 noch eine mündliche Erörterung stattfindet. 

 

Die Beteiligten sind sich darüber einig, dass die gesetzlichen Fristen des § 38 

Abs. 3 MVG.EDK mit der mündlichen Erörterung erneut zu laufen beginnen. 

 

4) Damit ist das vorliegende Verfahren erledigt.“ 

 

Am 16.07.2018 hatte die Dienststelle bei der Mitarbeitervertretung die Einstellung 

eines neuen Mitarbeiters, Herrn Xxx, als Betreuungsassistent im xxx ab 01.08.2018 

befristet bis zum 31.07.2019 beantragt.  

Mit E-Mail vom 19.07.2018 stellte die Mitarbeitervertretung aufgrund des Beschlusses 

vom 18.07.2018 den Antrag auf mündliche Erörterung.  

 

Mit E-Mail vom 19.07.2018 (Bl. 7 d.A.) teilte die Dienststelle der Mitarbeitervertretung 

daraufhin mit: 

 

 „Sehr geehrte MAV, 

sehr geehrter Herr xxx, 

 

Ihrer Anfrage zur Erörterung kommen wir gerne nach. Nur werden wir dies nicht 

mündlich tun. Wir hatten zuletzt den Eindruck, dass mündliche Erörterungen 

meistens wenig zielführend sind. 

Wenn Sie mit uns Erörtern möchten, dann ordnen Sie bitte im Vorfeld Ihre 

Fragen und stellen uns diese kurz und präzise schriftlich (E-Mail reicht aus) dar.  
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Wir werden die Situation dann prüfen und Ihnen zeitnah eine Rückmeldung 

geben.“ 

 

Mit E-Mail vom 23.07.2018 (Bl. 9 d.A.) forderte die Mitarbeitervertretung die Dienst-

stelle erneut auf, ihr Terminvorschläge für eine mündliche Erörterung zu unterbreiten. 

 

Die Dienststelle bat mit E-Mail vom 25.07.2018 unter Erinnerung an die E-Mail vom 

19.07.2018 um schriftliche Erörterung bis zum 02.08.2018 (Bl. 10 d.A.). 

 

Mit E-Mail vom 26.07.2018 wies die Mitarbeitervertretung erneut darauf hin, dass der 

Vorgang einer mündlichen Erörterung bedürfe.  

Die Dienststelle teilte der Mitarbeitervertretung daraufhin mit Schreiben vom 

27.07.2018 mit, dass dem Antrag auf Einstellung von Xxx bisher nicht zugestimmt 

worden sei. Gründe seien nicht genannt worden. Aufgrund der engen 

Personalsituation müsse die Einstellung von Xxx zum 01.08.2018 als vorläufige 

Maßnahme dennoch vorgenommen werden.  

Mit E-Mail vom 31.07./01.08.2018 (Bl. 13, 23 d.A.) lehnte die Mitarbeitervertretung 

daraufhin die vorläufige Einstellung von Xxx ab. 

 

Seit dem 01.08.2018 ist der Mitarbeiter xxx in der Dienststelle beschäftigt. 

 

Mit E-Mail vom 15.08.2018 (Bl. 14 d.A.) begründete daraufhin die Dienststelle die 

vorläufige Einstellung des Mitarbeiters Xxx und beendete gleichzeitig die Erörterung 

und bat um eine abschließende Entscheidung der Mitarbeitervertretung zu der 

beabsichtigen Einstellung.  

 

Mit dem am 20.08.2018 per Fax und am 23.08.2018 im Original bei der Schlichtungs-

stelle eingegangenen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung vom 19.08.2018 

machte die Mitarbeitervertretung daraufhin die Unterlassung der Beschäftigung des 

Mitarbeiters Xxx geltend. 

 

Die Mitarbeitervertretung ist der Auffassung, ihr stehe ein Anspruch auf Unterlassung 

der Beschäftigung des Mitarbeiters Xxx zu, bis die Zustimmung der Mitarbeiter-

vertretung erteilt sei, als erteilt gelte oder durch das Kirchengericht ersetzt sei. Die 

Einstellung des Mitarbeiters Xxx sei unwirksam, weil keine Erörterung stattgefunden 

habe. Ein schriftliches Verfahren – statt einer mündlichen Erörterung -, in dem die 

Mitarbeitervertretung im Vorfeld Fragen kurz und präzise darzustellen habe, sei in § 

38 MVG.EKD nicht geregelt. Eine nach § 38 MVG.EKD beantragte mündliche 

Erörterung könne ohne Zustimmung der Gegenseite nicht durch einen schriftlichen 
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Meinungsaustausch ersetzt werden. Unterbleibe die mündliche Erörterung, sei die der 

Mitbestimmung unterliegende Maßnahme regelmäßig unwirksam. 

 

Die Dienststelle könne sich auch nicht darauf berufen, dass sie die Erörterung durch 

E-Mail vom 15.08.2018 für beendet erklärt habe und hiermit die Zustimmungsfiktion 

des § 38 Abs. 3 MVG.EKD eingetreten sei. Das Erörterungsverfahren sei noch gar 

nicht abgeschlossen, eine mündliche Erörterung habe nicht stattgefunden. Die 

Zustimmungsfiktion könne dann nicht eintreten, wenn keine Erörterung stattgefunden 

habe. 

 

Für den geltend gemachten Unterlassungsanspruch bestehe auch ein Verfügungs-

grund. Die Mitarbeitervertretung sei auf den Erlass der beantragten einstweiligen 

Verfügung dringend angewiesen, da ohne Erlass ein endgültiger Rechtsverlust 

hinsichtlich des Mitbestimmungsrechts drohe. Die Verweigerung der Mitwirkung an 

einer durch die Mitarbeitervertretung beantragten mündlichen Erörterung sei 

offensichtlich rechtswidrig. Dadurch werde die Durchführung des in den §§ 42 a), 

38 MVG.EKD geregelten Mitbestimmungsverfahrens unmöglich gemacht.  

 

Die Mitarbeitervertretung beantragt, 

 

 die Dienststelle zu verurteilen, es zu unterlassen, den Mitarbeiter Xxx als 

Betreuungsassistent in der Einrichtung zu beschäftigen, bis die Zustimmung der 

Mitarbeitervertretung erteilt ist, als erteilt gilt oder durch das Kirchengericht 

ersetzt ist. 

 

Die Dienststelle beantragt, 

 

 den Antrag abzuweisen. 

 

Sie ist der Auffassung, dem Antrag könne nicht – mehr – stattgegeben werden. 

Zwar hätten die Beteiligten auch im vorliegenden Verfahren über die Frage einer 

mündlichen oder schriftlichen Erörterung gestritten. Zu diesem streitigen Thema hätten 

die Parteien aber inzwischen eine im Verfahren 2 M 56/18 vergleichsweise Lösung 

gefunden. Das vorliegende Verfahren sei durch Zeitablauf erledigt.  

 

Darüber hinaus könne dem Unterlassungsantrag auch deshalb nicht stattgegeben 

werden, weil die Zustimmung der Mitarbeitervertretung zu der beantragten Einstellung 

von Xxx als erteilt gelte. Nach Beendigung des Erörterungsverfahrens durch die 

Dienststelle mit E-Mail vom 15.08.2018 habe die Mitarbeitervertretung nicht innerhalb 
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der vorgesehenen Frist eine Stellungnahme abgegeben. Dabei sei die 

Zustimmungsfiktion des § 38 Abs. 3 MVG.EKD eingetreten. Damit gebe es keinen 

Raum mehr für eine einstweilige Verfügung auf Unterlassung. 

 

Im Übrigen wird auf den weiteren Inhalt der von den Beteiligten gewechselten 

Schriftsätze ergänzend Bezug genommen.  

 

 

 

B. 

 

Der zulässige Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung ist begründet. 

 

I. 

 

Der Antrag der Mitarbeitervertretung ist zulässig. 

 

1. Die Beteiligten streiten um eine Angelegenheit aus dem Mitarbeiter-

vertretungsgesetz nach § 60 Abs. 1 MVG.EKD, nämlich um die Unterlassung der 

Beschäftigung des neu eingestellten Mitarbeiters Xxx. Dieser Einstellung hat die 

Mitarbeitervertretung bislang nicht nach § 42 a) MVG.EKD zugestimmt. Es liegt auch 

keine kirchengerichtliche Ersetzung der Zustimmung vor. 

 

2. Auch im kirchengerichtlichen Verfahren ist der Erlass einer einstweiligen 

Verfügung grundsätzlich zulässig. Dies ergibt sich aus den §§ 62 Abs. 2 MVG.EKD 

i.V.m. § 85 Abs. 2 Satz 1 ArbGG, 935, 940 ZPO. 

Da im vorliegenden Fall wegen der besonderen Eilbedürftigkeit die Kammer nicht 

rechtzeitig zusammentreten konnte, war der Vorsitzende gem. § 61 Abs. 10 MVG.EKD 

für die Entscheidung über den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung allein 

zuständig. 

 

3. Für den geltend gemachten Unterlassungsanspruch liegt auch das erforderliche 

Rechtsschutzbedürfnis vor.  

 

Das Rechtsschutzbedürfnis der Mitarbeitervertretung ergibt sich bereits daraus, dass 

der zum 01.08.2018 eingestellte Mitarbeiter Xxx tatsächlich von der Dienststelle 

bereits beschäftigt wird, ohne dass die erforderliche Zustimmung der Mitarbeiter-

vertretung zu der beabsichtigten Einstellung vorliegt. Nach § 38 Abs. 1 Satz 1 

MVG.EKD darf eine der Mitbestimmung unterliegende Maßnahme erst vollzogen 
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werden, wenn die Zustimmung der Mitarbeitervertretung vorliegt oder kirchen-

gerichtlich ersetzt worden ist.  

 

Das Rechtsschutzinteresse der Mitarbeitervertretung ist auch nicht durch die im 

Verfahren 2 M 56/18 getroffene Einigung vom 23.08.2018 entfallen. Hierdurch hat sich 

das vorliegende Verfahren nicht erledigt.  

 

Bei einem erledigenden Ereignis handelt es sich um tatsächliche Umstände, die vor 

oder nach Rechtshängigkeit eintreten und dazu führen, dass das Begehren des 

Antragstellers jedenfalls nunmehr als unzulässig oder unbegründet abgewiesen 

werden müsste (BAG 23.01.2008 – 1 ABR 64/06 - NZA 2008, 841 m.w.N.). Durch den 

Vergleich vom 23.08.2018 – 2 M 56/18 – ist das vorliegende Verfahren nicht erledigt 

worden.  

Im Verfahren 2 M 56/18 haben die Beteiligten um die vorläufige Durchführung der 

Dienstpläne für August 2018 gestritten. Streitgegenstand dieses Verfahrens war der 

Erlass einer einstweiligen Verfügung auf vorläufige Durchführung der Dienstpläne für 

August 2018. Zwar lag auch diesem Verfahren der Streit der Beteiligten darüber 

zugrunde, ob die von der Mitarbeitervertretung beantragte mündliche Erörterung durch 

einen schriftlichen Meinungsaustausch vorbereitet werden müsse oder gar ersetzt 

werden könne. Die Beteiligten haben daraufhin im Verfahren 2 M 56/18 den Streit über 

die vorläufige Durchführung der Monatsdienstpläne für August 2018 mit dem 

Abschluss einer Verfahrensregelung beendet, wonach das Recht der 

Mitarbeitervertretung, eine mündliche Erörterung zu beantragen, grundsätzlich 

unberührt bleibt, die Mitarbeitervertretung aber zukünftig bei Beantragung einer 

mündlichen Erörterung den zu besprechenden Themenkreis näher benennen und 

etwaige Bedenken für den Anlass der Erörterung möglichst konkret mitteilen wird. 

Ferner ist im Vergleich vom 23.08.2018 eine Regelung über den bevorstehenden Streit 

über die vorläufige Durchführung der Monatsdienstpläne für September 2018 getroffen 

worden.  

Streitgegenstand des vorliegenden einstweiligen Verfügungsverfahrens ist jedoch die 

Unterlassung der Beschäftigung des einzustellenden Mitarbeiters Xxx. Hierüber haben 

die Beteiligten in dem am 23.08.2018 abgeschlossenen Vergleich keine Regelung 

getroffen, insbesondere fehlt es im Vergleich vom 23.08.2018 an einer Regelung über 

die vorläufige Beschäftigung des Mitarbeiters Xxx. Die Dienststelle hat auch im 

vorliegenden Verfahren nicht vorgetragen, dass etwa eine mündliche Erörterung 

wegen der Einstellung des Mitarbeiters Xxx aufgrund des Vergleichs vom 23.08.2018 

inzwischen nachgeholt worden wäre.  
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II. 

 

Der im Wege der einstweiligen Verfügung geltend gemachte Anspruch der 

Mitarbeitervertretung auf Unterlassung der Beschäftigung des Mitarbeiters Xxx ist 

auch begründet. Sowohl ein Verfügungsanspruch wie auch der erforderliche 

Verfügungsgrund liegen vor. 

 

1. Der Unterlassungsanspruch der Mitarbeitervertretung ergibt sich aus § 38 Abs. 

1 MVG.EKD.  

 

a) Nach § 38 Abs. 1 MVG.EKD darf eine Maßnahme, die der Mitbestimmung der 

Mitarbeiterbestimmung unterliegt, erst vollzogen werden, wenn die Zustimmung der 

Mitarbeitervertretung vorliegt oder kirchengerichtlich ersetzt worden ist. Eine der 

Mitbestimmung unterliegende Maßnahme ist unwirksam, wenn die Mitarbeiter-

vertretung nicht beteiligt worden ist. In § 38 Abs. 1 Satz 3 MVG.EKD ist darüber hinaus 

ausdrücklich geregelt, dass die Mitarbeitervertretung bei Abschluss eines 

Arbeitsvertrages mit einem Mitarbeiter verlangen kann, dass der Mitarbeiter oder 

Mitarbeiterin so lange nicht beschäftigt wird, bis eine Einigung zwischen 

Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung erzielt ist oder die fehlende Einigung 

kirchengerichtlich ersetzt wurde.  

Aus dem Verbot, Maßnahmen ohne Zustimmung der Mitarbeitervertretung zu 

vollziehen, folgt, dass der Mitarbeitervertretung ein Anspruch auf Unterlassung der 

mitbestimmungspflichtigen Maßnahme zusteht. Die Dienststellenleitung hat alles zu 

unterlassen, was der Wahrnehmung des konkreten Mitbestimmungsrechts 

entgegensteht (KGH.EKD 09.07.2007 – II-0124/N24-07; Fey/Rehren MVG.EKD, § 38 

Rdnr 52 f.; Baumann-Czichon/Gathmann/Germer, MVG.EKD, 4. Auflage, § 38 Rdnr 1 

m.w.N.). 

 

b) Nach diesen Grundsätzen steht der Mitarbeitervertretung der geltend gemachte 

Unterlassungsanspruch zu. Die Einstellung und die Beschäftigung des Mitarbeiters 

Xxx ist ohne Einhaltung der Mitbestimmungsrechte der Mitarbeitervertretung erfolgt.  

 

aa) Zwischen den Beteiligten ist unstreitig, dass die Einstellung des Mitarbeiters Xxx 

zum 01.08.2018 der Mitbestimmung der Mitarbeitervertretung unterliegt. Nach § 42 a) 

MVG.EKD hat die Mitarbeitervertretung auch bei der Einstellung eines Mitarbeitenden 

ein nach § 41 MVG.EKD eingeschränktes Mitbestimmungsrecht. Nach § 41 Abs. 3 

MVG.EKD gilt insoweit § 38 entsprechend.  
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bb) Dieses Mitbestimmungsrecht hat die Dienststelle im Falle der Einstellung und 

Beschäftigung des Mitarbeiters Xxx ab 01.08.2018 nicht beachtet. 

 

Unstreitig liegt die erforderliche Zustimmung der Mitarbeitervertretung zur Einstellung 

des Mitarbeiters Xxx ab 01.08.2018 nicht vor. Die Mitarbeitervertretung hat auch der 

vorläufigen Einstellung und Beschäftigung des Mitarbeiters Xxx nicht zugestimmt. Die 

fehlende Zustimmung ist auch nicht kirchengerichtlich ersetzt worden. 

 

Entgegen der Rechtsauffassung der Dienststelle gilt die Zustimmung der 

Mitarbeitervertretung zur Einstellung des Mitarbeiters Xxx auch nicht als gebilligt. Es 

liegt keine Zustimmungsfiktion im Sinne des § 38 Abs. 3 MVG.EKD vor.  

 

Nach § 38 Abs. 3 Satz 6 MVG.EKD gilt die Zustimmung im Falle der Erörterung als 

erteilt, wenn die Mitarbeitervertretung die Zustimmung nicht innerhalb von zwei 

Wochen nach dem Abschluss der Erörterung schriftlich verweigert. Die Erörterung ist 

abgeschlossen, wenn dies durch die Mitarbeitervertretung oder die Dienststellen-

leitung schriftlich mitgeteilt wird, § 38 Abs. 3 Satz 7 MVG.EKD.  

 

Richtig ist zwar, dass die Mitarbeitervertretung auf die E-Mail der Dienststelle vom 

15.08.2018, mit der sie die Erörterung beendet hat, nicht innerhalb von zwei Wochen 

die Zustimmung ausdrücklich verweigert hat.  

Die Erörterung konnte aber durch die Dienststelle nicht für beendet erklärt werden, 

weil sie noch gar nicht stattgefunden hat.  

Nach § 38 Abs. 3 Satz 1 MVG.EKD gilt eine Maßnahme als gebilligt, wenn die 

Mitarbeitervertretung nicht innerhalb von zwei Wochen schriftlich die Zustimmung 

verweigert oder eine mündliche Erörterung beantragt. Dies hat die Mitarbeiter-

vertretung fristgerecht getan. Auf das Zustimmungsverlangen der Dienststelle vom 

16.07.2018 hat sie mit E-Mail vom 19.07.2018 ausdrücklich die mündliche Erörterung 

verlangt. Diesem Begehren ist die Dienststelle allerdings nicht nachgekommen.  

Eine mündliche Erörterung über das Einstellungsbegehren der Dienststelle hat bis zur 

Entscheidung der erkennenden Schlichtungskammer nicht stattgefunden. Die Dienst-

stelle hat sich insbesondere gegen eine mündliche Erörterung ausgesprochen und auf 

einer schriftlichen Erörterung bestanden. Eine schriftliche Erörterung  sieht § 38 Abs. 

3 MVG.EKD jedoch nicht vor. Eine nach § 38 Abs. 3 Satz 1 MVG.EKD beantragte 

mündliche Erörterung kann ohne Zustimmung der Gegenseite nicht durch schriftlichen 

Meinungsaustausch ersetzt werden. Es kann allenfalls einvernehmlich auf eine 

mündliche Erörterung verzichtet werden. Unterbleibt die mündliche Erörterung, ist die 

der Mitbestimmung unterliegende Maßnahme regelmäßig unwirksam (KGH.EKD 

03.02.2014 – II-0124/V30-13; Baumann-Czichon/Gathmann/Germer, a.a.O., § 38 
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Rdnr 11 b; Fey/Rehren, a.a.O. § 38 Rdnr 25 f.) Nach verlangter Erörterung ist die 

Angelegenheit von beiden Seiten ernsthaft mit dem Willen einer Einigung zu 

besprechen. Die verlangte Erörterung muss in einem persönlichen Gespräch erfolgen. 

Das Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit verpflichtet Mitarbeitervertretung 

und Dienststellenleitung, nach beantragter mündlicher Erörterung die beabsichtigte 

Maßnahme ernsthaft mit dem Willen zur Einigung zu erörtern. Ein Verweis auf die 

Möglichkeit eines schriftlichen Meinungsaustausches durch die Dienststellenleitung 

reicht nicht aus und verletzt die Rechte der Mitarbeitervertretung. 

 

Da die Dienststelle im vorliegenden Fall dem Begehren der Mitarbeitervertretung, eine 

mündliche Erörterung durchzuführen, bislang nicht nachgekommen ist, ist die 

zugrunde liegende Maßnahme der Einstellung des Mitarbeiters Xxx unwirksam. 

Solange die mündliche Erörterung nicht durchgeführt wird, ist demzufolge auch die 

Beschäftigung des Mitarbeiters Xxx mitbestimmungswidrig. 

Da im vorliegenden Verfahren noch gar keine ordnungsgemäße mündliche Erörterung 

stattgefunden hat, kann sie auch nicht einseitig durch die Dienststelle beendet werden. 

Das Schreiben der Dienststelle vom 15.08.2018 löst insoweit keine rechtlichen 

Folgerungen aus, die erforderliche mündliche Erörterung hat noch gar nicht begonnen 

und kann demzufolge auch nicht einseitig für beendet erklärt werden. 

 

Liegt nach alledem weder eine Zustimmung der Mitarbeitervertretung zur Einstellung 

und Beschäftigung des Mitarbeiters Xxx vor, noch eine Zustimmungsfiktion im Sinne 

des § 38 Abs. 3 MVG.EKD, ist die Einstellung und die Beschäftigung des Mitarbeiters 

Xxx mitbestimmungswidrig.  

 

 

2.  Auch der erforderliche Verfügungsgrund ist gegeben. Ohne den Erlass der 

begehrten einstweiligen Verfügung würde die Verwirklichung des Mitbestimmungs-

rechts der Mitarbeitervertretung bei der Einstellung und Beschäftigung von 

Mitarbeitenden vereitelt oder wesentlich erschwert. Durch die Unterlassung der 

Beschäftigung des Mitarbeiters Xxx droht der Dienststelle auch kein wesentlicher 

Nachteil. Dabei brauchte nicht der Frage nachgegangen zu werden, ob die 

Beschäftigung des Mitarbeiters Xxx bereits ab 01.08.2018 aufgrund der bestehenden 

Personalsituation unabdingbar war und keinen Aufschub duldete. Die Dienststelle hat 

es selbst in der Hand, durch eine ordnungsgemäße mündliche Erörterung über die 

beabsichtigte Einstellung des Mitarbeiters Xxx das Mitbestimmungsverfahren wirksam 

fortzuführen und gegebenenfalls zu beenden und alsdann vorläufige Maßnahmen im 

Sinne des § 38 Abs. 5 MVG.EKD zu treffen. Solange die Dienststelle jedoch das nach 

den Bestimmungen des MVG.EKD vorgesehene Erörterungsverfahren selbst nicht 
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ordnungsgemäß durchführt, ist das Interesse der Mitarbeitervertretung an der 

Einhaltung der mitbestimmungsrechtlichen Vorschriften vorrangig. 

 

 

III. 

 

Eine Kostenentscheidung ist nicht veranlasst, § 61 Abs. 9 MVG.EKD. 

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Gegen diesen Beschluss findet gem. §§ 62, Abs. 2 MVG.EKD, 85 Abs. 2 Satz 1 ArbGG, 
924, 925 ZPO für die Antragsgegnerin der  
 

Widerspruch  

 

statt. 
 

 

Für die Mitarbeitervertretung findet kein Rechtsmittel statt. 
 

Der Widerspruch ist bei der  
 

Schlichtungsstelle nach dem  
Mitarbeitervertretungsgesetz der Ev. Kirche von Westfalen,  

2. Kammer Münster,  
c/o Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. –  

Diakonie RWL, Friesenring 32/34 in 48147 Münster (FAX 0251 2709-906)  
 

schriftlich einzulegen und zu begründen.  

 

 

 

       ( S c h i e r b a u m ) 
        - Vorsitzender der Schlichtungsstelle 

nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz- 


